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Kontrollierte Integration – ein wichtiger Schritt 
 

 

Die Schweizer Demokraten (SD) des Kantons Bern begrüssen die Annahme des neuen kantonalen 

Integrationsgesetzes durch den Grossen Rat. Die flächendeckende Einführung von gegenseitigen 

Verträgen (Integrationsvereinbarungen) und dazugehörenden Verpflichtungen ist ein zentrales 

Instrument einer kontrollierten Integration. Der Ausländeranteil ist in der ganzen Schweiz längst zu hoch 

und die Parallelgesellschaften zu ausgeprägt, als dass eine automatische Integration noch möglich 

wäre. Entsprechende Kurse erzeugen auch finanzielle Selbstständigkeit, was letztlich dem 

Steuerzahler zugutekommt. Das Kernstück des Gesetzes bildet die Möglichkeit der Sanktionierung 

(Fernbleiben bei einem Integrationskurs oder ungenügende Leistungen im Kurs an sich), sodass im 

Falle von drastischen Missachtungen der Vereinbarungen sogar die Aufenthaltsbewilligung entzogen 

werden kann. Den Schweizer Demokraten ist bewusst, dass ein fehlendes Obligatorium für solche 

Massnahmen bei Immigranten, die nicht aus dem EU- respektive EFTA-Raum stammen, eine 

gravierende Lücke darstellt. Letztlich verhindert das allseits schädliche einwanderungsfördernde 

Abkommen über die Personenfreizügigkeit eine vollumfänglich optimale Revision. Die Reform kann 

man jedoch als wichtigen Schritt in die Richtung einer restriktiven Migrationspolitik bezeichnen. Diese 

hätte vor einigen Jahren noch kaum eine Parlamentsmehrheit erzielt. Die SD bedauern die Ablehnung 

des Antrages, die entsprechende Neuerung einer obligatorischen Volksabstimmung zu unterziehen. Da 

die Vorteile im Integrationsgesetz deutlich überwiegen, findet das angekündigte Referendum bei den 

Schweizer Demokraten keine Unterstützung. Es darf konstatiert werden, dass die angeblich national 

denkende SVP bei diesem Thema eine Laisser-faire-Politik bevorzugt und keine Massnahmen gegen 

die Entstehung von Parallelgesellschaften ergreifen will. 
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